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Auszug aus dem Protokoll vom 11. Februar 2021 
 

 
 
 
  
0.4 Referenden, Initiativen 

Nr. 19 
Einzelinitiative Kuster Elsbeth, kein flächendeckendes 5G-Netz via Mobilfunkantennen in 
Thalwil durch eine Änderung der BZO, Verabschiedung Entwurfsvorlage zuhanden 
öffentlicher Auflage und Anhörung, Vorprüfung Kanton  
  
  
A. Ausgangslage 
 
Am 2. November 2020 reichte Elsbeth Kuster die unterzeichnete Initiative «Kein flächen-
deckendes 5G-Netz via Mobilfunkantennen in Thalwil durch Änderung der Bau- und 
Zonenordnung» beim Gemeinderat ein. Die unterzeichnende, in der Gemeinde Thalwil wohnhafte 
Stimmberechtigte, stellt gestützt auf § 146 ff. des Gesetzes über die politischen Rechte (GPR) in 
der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs folgendes lnitiativbegehren: 
 
 
Erweiterung der BZO, Artikel 31 A: Antennenanlagen 
 
Mobilfunkantennen haben grundsätzlich der Quartierversorgung zu dienen. In den Gewerbezonen 
sind überdies auch Anlagen für die kommunale und überkommunale Versorgung zulässig. 
 
Visuell als solche wahrnehmbare Mobilfunkanlagen sind nur in folgenden Zonen und gemäss 
folgenden Prioritäten zulässig: 

1. Priorität: Gewerbezonen 

2. Priorität: Zentrumszone und andere Bauzonen, in denen mässig störende Betriebe 
zulässig sind 

3. Priorität: Kernzonen sowie Zonen für öffentliche Bauten, in denen nur nicht störende 
Betriebe zulässig sind. 

Erbringt der Betreiber den Nachweis, dass aufgrund von funktechnischen Bedingungen ein 
Standort ausserhalb der zulässigen Zonen erforderlich ist, ist eine Mobilfunkanlage auch in den 
übrigen Wohnzonen zulässig. 
 
Baugesuche für visuell als solche wahrnehmbare Mobilfunkanlagen im Bereich von Natur- und 
Heimatschutzobjekten sind bezüglich der Einordnung von einer externen Fachperson zu 
begutachten. 
 
Elsbeth Kuster begründet ihr Initiativbegehren wie folgt: 

 
Über die Auswirkung der Mobilfunkantennen streiten sich Befürworter und Gegner seit längerem. 
Strahlensensitive Menschen klagen über Schlafstörungen, Herzbeschwerden oder 
Kopfschmerzen. 
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Die neue 5G Technologie mit den ultrakurzwelligen Strahlen verspricht ein massiv schnelleres 
zuverlässigeres Datennetz um Haushalt- und Industriegeräten zu vernetzen und um Dronen oder 
selbstfahrenden Verkehr zu unterstützen. Dazu braucht es allerdings neue 5G- fähige Geräte. 
 
Das Unbehagen gegenüber dieser neuen Technologie steigt in grossen Teilen der Bevölkerung. 
Über die Auswirkungen auf Mensch und Natur sind noch wenig Langzeitdaten bekannt und die 
Messung der Strahlung ist schwierig und extrem nutzungsabhängig. 
 
Die Initiative will in Thalwil die Bau- und Zonenordnung (BZO) mit dem Zusatz über 
Mobilfunkantennen erweitern. Die Gemeinde Turbenthal hat in ihrer Bau- und Zonenordnung die 
Standorte der Mobilfunkantennen geregelt. Sie konnten diese Formulierung auch gegen die 
Einsprache der Mobilfunkanbieter bis vor Bundesgericht durchsetzen. Deshalb wird dieser Text 
unverändert in der lnitiativforderung verwendet. (Keine Verletzung des Copyrights der Gemeinde 
Turbenthal, schriftliches Einverständnis zur Verwendung des Texts vorhanden). 
 
Es geht in dieser Initiative nicht darum, den Mobilfunk abzuschaffen, sondern so gesundheits-
verträglich wie möglich für alle zu gestalten. 
 
Als Alternative steht die Verkabelung im Vordergrund: 
 
Das Glasfasernetz in Thalwils Strassen ist sehr gut ausgebaut. Die Möglichkeit das hauseigene 
Netz leistungsfähiger zu verkabeln ist gegeben. Damit ist die Leistungsfähigkeit für Betriebe und 
andere Nutzer massiv besser und die Strahlenbelastung für die Bevölkerung und die ganze 
Umgebung ist minimiert. Wenn die Gebäudedämmung nicht mehr durchdrungen werden muss, 
lassen sich die Werte der Strahlung der Sender von Mobilfunk und Open Wireless beträchtlich 
herabsetzen. So sollen Entwicklung und Fortschritt weiterhin möglich sein. 
 
Mit Beschluss Nr. 296 vom 17. November 2020 hat der Gemeinderat die Einzelinitiative von 
Elsbeth Kuster, Thalwil für gültig erklärt. 
 
Mit Schreiben vom 20. Januar 2021 hat das DLZ Bau, Energie und Umwelt die Akten der 
kantonalen Baudirektion zur Vorprüfung überwiesen, welche mit Email vom 22. Januar 2021 die 
Vollständigkeit der Akten zum Geschäft bestätigt hat. 
 
 
B. Erste Überlegungen der PBK zur Einzelinitiative von Elsbeth Kuster 
 
Die Initiative will ausser in der Gewerbezone die kommunale und überkommunale Versorgung mit 
Mobilfunkanlagen verbieten. Dabei bezieht sie sich nicht nur auf 5G. Grundsätzlich ist für einen 
wirtschaftlich interessanten Standort jedoch auch eine gute Abdeckung mit Mobilfunk wichtig, da 
insbesondere auch im Zentrum von Thalwil etliche Firmen ansässig sind, für die eine gute 
Versorgung und ein schneller und sicherer Netzzugang wichtig sind.  

Die Initiative bezieht sich auf visuell wahrnehmbare Mobilfunkanlagen. Die Umsetzung dieses 
Artikels dürfte mit Schwierigkeiten verbunden sein, weil sich die Frage stellen wird, welche Art der 
Kaschierung dazu führt, dass eine Anlage nicht mehr als solche wahrnehmbar ist. Die 
Strahlenbelastung der Bevölkerung wird dadurch jedoch kaum abnehmen. 

In der Kernzone werden heute keine visuell wahrnehmbaren Mobilfunkanlagen bewilligt, weshalb 
der Initiativtext diesbezüglich sogar eine Aufweichung der bestehenden Praxis bedeuten würde.  

Das Fernmeldegesetz regelt die Bedingungen für Funknetzbetreiber. Der Kanton überwacht die 
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Strahlenbelastung anhand der bundesrechtlichen Vorgaben. Die maximal zulässige Emissions- 
und Immissionsbelastung durch Mobilfunkantennenanlagen wird in der Verordnung über 
nichtionisierende Strahlung (NISV) geregelt und im Zusammenhang mit der Erteilung von 
Baubewilligungen für Mobilfunkantennenanlagen überprüft. Eine Initiative muss das 
übergeordnete Recht beachten. Sie darf nicht gegen Vorschriften verstossen, die auf ihrer 
übergeordneten Stufe verankert sind. Einzelinitiativen haben somit das (zwingende) Völkerrecht, 
das Bundesrecht, das interkantonale und das kantonale Recht zu beachten. Ein Initiativbegehren, 
das ein generelles Verbot von Mobilfunkantennen auf Gemeindegebiet verlangte, würde gegen 
das Bundesrecht verstossen. Das Fernmeldegesetz verlangt, dass die Gemeinden den Interessen 
an einer qualitativ guten Mobilfunkversorgung Rechnung tragen müssen (BGE 133 II 321 E. 
4.2.4). Der Schutz der Bevölkerung vor Immissionen (Strahlung) im Zusammenhang mit 
Mobilfunkantennen ist abschliessend im Bundesrecht geregelt und könnte deshalb nicht 
Gegenstand einer kommunalen Initiative sein (VB 2009.00032).  
 
Der aufgrund der Einzelinitiative bzw. der BZO-Anpassung geforderte Nachweis, wann die 
funktechnischen Bedingungen so sind, dass ein Standort auch in einer Wohnzone erforderlich ist, 
dürfte noch etliche rechtliche Probleme nach sich ziehen. Die funktechnischen Bedingungen 
werden nicht von jedermann gleichermassen beurteilt, weil auch die geforderte oder gewünschte 
Qualität der Netznutzung sehr unterschiedlich beurteilt wird. Ein schnelles Mobilfunknetz ist auch 
ein wichtiger Standortfaktor. 

Insgesamt lehnt die Planung- und Baukommission aufgrund des heutigen Standes der 
Erkenntnisse die Einzelinitiative ab und wird dies auch dem Gemeinderat entsprechend 
beantragen. Gegebenenfalls ist aufgrund des Einwendungsverfahrens und der kantonalen 
Vorprüfung ein Gegenvorschlag auszuarbeiten. 
 
 
C. Weiteres Vorgehen, Verabschiedung der Einzelinitiative zur Änderung der Bau- und 
Zonenordnung 2021 zuhanden der öffentlichen Auflage und Anhörung (Mitwirkung) 
 
Die Behandlung der Einzelinitiative muss verfahrensmässig die gleichen Schritte wie bei einer 
Revision der Bau- und Zonenordnung durchlaufen, auch wenn die Planungs- und Baukommission 
resp. der Gemeinderat eine ablehnende Haltung vertreten. Somit sind zuerst eine öffentliche 
Auflage und eine kantonale Vorprüfung durchzuführen. Die Gemeindeversammlung stimmt 
hernach über eine rechtsbereite Vorlage ab, welche anschliessend von der Baudirektion 
genehmigt werden muss.  Die Teilrevision der Bau- und Zonenordnung tritt nach gemeinsamer 
Publikation des Erlasses der Gemeindeversammlung und der Genehmigung der Baudirektion in 
Kraft.   
 
Die im Rahmen der Einzelinitiative vorgeschlagene Änderung der Bau- und Zonenordnung 2021, 
Ergänzung mit Art. 31 A – Antennenanlagen, wird im Sinne von § 7 PBG zuhanden der 
öffentlichen Auflage und Anhörung verabschiedet.  
 
Die Akten wurden bereits mit Schreiben vom 20. Januar 2021 der Baudirektion zur Vorprüfung 
eingereicht. Diese hat mit Email vom 22. Januar 2021 die Vollständigkeit der Unterlagen bestätigt. 
 
Die öffentliche Auflage für die Änderung der Bau- und Zonenordnung hat während 60 Tagen zu 
erfolgen. Innert dieser Frist kann sich jedermann bei der die Auflage verfügenden Instanz zum 
Inhalt äussern (Einwendungen). Anschliessend erfolgt die Behandlung der Einwendungen. Die 
PBK beschliesst zuhanden des Gemeinderats die Vorlage und die Weisung zur Einzelinitiative. 
Der Gemeinderat stellt Antrag zuhanden der Gemeindeversammlung, welche für die Festsetzung 
zuständig ist. 
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Die Planungs- und Baukommission 
 
beschliesst 

 
1. Die Änderung der Bau- und Zonenordnung 2021, Ergänzung Art. 31 A – Antennenanlagen, 

wird zuhanden der öffentlichen Auflage und Anhörung freigegeben. 
 

2. Es wird zustimmend zur Kenntnis genommen, dass die kantonale Vorprüfung bereits 
eingeleitet worden ist. 
 

3. Das DLZ BEU wird mit der Durchführung der entsprechenden Verfahren zur Änderung der 
Bau- und Zonenordnung mit einem neuen Art. 31 betreffend Antennenanlagen beauftragt. 
 

4. Mitteilung durch Protokollauszug an: 
a) Gemeinderat z.K. 
b) Gemeindeschreiber 
c) Kommunikationsbeauftragte 
d) Gemeindeingenieur 
e) Leiter Planung 
f) Leiterin Baubewilligungen 
g) Fachspezialistin PBU 
 

 
  
 
Gemeinde Thalwil 
Stv. Bereichsverantwortlicher Planung und Bau Leiterin Baubewilligungen 
 
 
 
David Brüllmann Manuela Leuzinger 
 
 
 
Versandt:  
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Auszug aus dem Protokoll vom 17. November 2020 

0.4 Referenden, Initiativen 

Nr. 296 
Einzelinitiative Kuster Elsbeth Kein flächendeckendes 5G-Netz via Mobilfunkantennen in 
Thalwil durch eine Änderung der BZO 
• Gültigkeitserklärung 

A. Ausgangslage 

Am 2. November 2020 reichte Elsbeth Kuster die unterzeichnete Initiative «Kein flächen-
deckendes 5G-Netz via Mobilfunkantennen in Thalwil durch Änderung der Bau- und 
Zonenordnung» beim Gemeinderat ein. Die unterzeichnende, in der Gemeinde Thalwil wohnhafte 
Stimmberechtigte, stellt gestützt auf § 146 ff. des Gesetzes über die politischen Rechte (GPR) in 
der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs folgendes lnitiativbegehren (siehe Punkt B Initiativtext): 

B. Initiativtext 

Erweiterung der BZO, Artikel 31 A: Antennenanlagen 

Mobilfunkantennen haben grundsätzlich der Quartierversorgung zu dienen. In den Gewerbezonen 
sind überdies auch Anlagen für die kommunale und überkommunale Versorgung zulässig. 

Visuell als solche wahrnehmbare Mobilfunkanlagen sind nur in folgenden Zonen und gemäss 
folgenden Prioritäten zulässig: 

• 1. Priorität: Gewerbezonen 

• 2. Priorität: Zentrumszone und andere Bauzonen, in denen mässig störende Betriebe 
zulässig sind 

• 3. Priorität: Kernzonen sowie Zonen für öffentliche Bauten, in denen nur nicht störende 
Betriebe zulässig sind. 

Erbringt der Betreiber den Nachweis, dass aufgrund von funktechnischen Bedingungen ein 
Standort ausserhalb der zulässigen Zonen erforderlich ist, ist eine Mobilfunkanlage auch in den 
übrigen Wohnzonen zulässig. 

Baugesuche für visuell als solche wahrnehmbare Mobilfunkanlagen im Bereich von Natur- und 
Heimatschutzobjekten sind bezüglich der Einordnung von einer externen Fachperson zu 

begutachten. 

Begründung 
Über die Auswirkung der Mobilfunkantennen streiten sich Befürworter und Gegner seit längerem. 
Strahlensensitive Menschen klagen über Schlafstörungen, Herzbeschwerden oder Kopf-

schmerzen. 

Alte Landstrasse 112, Postfach, 8800 Thalwil 
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Die neue 5G Technologie mit den ultrakurzwelligen Strahlen verspricht ein massiv schnelleres 
zuverlässigeres Datennetz um Haushalt- und Industriegeräten zu vernetzen und um Dronen oder 
selbstfahrenden Verkehr zu unterstützen. Dazu braucht es allerdings neue 5G- fähige Geräte. 

Das Unbehagen gegenüber dieser neuen Technologie steigt in grossen Teilen der Bevölkerung. 
Über die Auswirkungen auf Mensch und Natur sind noch wenig Langzeitdaten bekannt und die 
Messung der Strahlung ist schwierig und extrem nutzungsabhängig. 

Die Initiative will in Thalwil die Bau- und Zonenordnung (BZO) mit dem Zusatz über 
Mobilfunkantennen erweitern. Die Gemeinde Turbenthal hat in ihrer Bau- und Zonenordnung die 
Standorte der Mobilfunkantennen geregelt. Sie konnten diese Formulierung auch gegen die 
Einsprache der Mobilfunkanbieter bis vor Bundesgericht durchsetzen. Deshalb wird dieser Text 
unverändert in der lnitiativforderung verwendet. (Keine Verletzung des Copyrights der Gemeinde 
Turbenthal, schriftliches Einverständnis zur Verwendung des Texts vorhanden). 

Es geht in dieser Initiative nicht darum, den Mobilfunk abzuschaffen, sondern so gesundheits-
verträglich wie möglich für alle zu gestalten. 

Als Alternative steht die Verkabelung im Vordergrund: 
Das Glasfasernetz in Thalwils Strassen ist sehr gut ausgebaut. Die Möglichkeit das hauseigene 
Netz leistungsfähiger zu verkabeln ist gegeben. Damit ist die Leistungsfähigkeit für Betriebe und 
andere Nutzer massiv besser und die Strahlenbelastung für die Bevölkerung und die ganze 
Umgebung ist minimiert. Wenn die Gebäudedämmung nicht mehr durchdrungen werden muss, 
lassen sich die Werte der Strahlung der Sender von Mobilfunk und Open Wireless beträchtlich 
herabsetzen. So sollen Entwicklung und Fortschritt weiterhin möglich sein. 

C. 	Unterzeichnung der Einzelinitiative 

Diese Einzelinitiative wird von der nachfolgenden Stimmberechtigten eingereicht: 

• Elsbeth Kuster, Alte Landstrasse 165, 8800 Thalwil 

E. 	Rechtliche Abklärung 

Bei der eingereichten Initiative handelt es sich um eine Einzelinitiative in der Form des 
ausgearbeiteten Entwurfs mit der eine Änderung der Bau- und Zonenordnung (BZO) der 
Gemeinde Thalwil bezweckt wird (§ 146 Abs. 1 i.V.m Art. 120 Abs. 3 GPR). 

Eine Initiative in der Form des ausgearbeiteten Entwurfs ist ein in allen Teilen konkret formulierter 
Beschlussesentwurf in seiner endgültigen, vollziehbaren Form (§ 120 Abs. 2 GRP). Das Anliegen 
ist inhaltlich derart umschrieben und abschliessend redigiert, dass der Gemeindevorstand zur 
materiellen Gestaltung nichts mehr beitragen kann. Der Wortlaut einer solchen Initiative ist für die 
Behörden formell und inhaltlich verbindlich. Die Initiative darf weder abgeändert, korrigiert noch 
ergänzt werden. Ausgenommen sind rechtssetzungstechnische Bereinigungen, sofern die 
Initiantin oder der Initiant ihnen zustimmt. 

Einzelinitiativen in Versammlungsgemeinden können nach § 147 Abs. 1 GPR i.V.m. § 15 Abs. 1 
GG über Gegenstände, die der Abstimmung in der Gemeindeversammlung unterstehen, 
eingereicht werden. Der Inhalt des lnitiativrechts richtet sich nach jenem des Referendumsrechts. 
Es handelt sich um Geschäfte, die das kantonale Recht oder die Gemeindeordnung der 
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Gemeindeversammlung zuweisen. Dazu gehört, wie es in Art. 15 Ziff. 2.2 i.V.m. Art. 3 GO 

statuiert wird, mitunter die Festsetzung und Änderungen von Bauordnung und Zonenplan. 

Gemäss dem lnitiativtext wird die Änderung der BZO bezweckt, womit ein initiativfähiger 

Gegenstand vorliegt. 

Eine Initiative muss das übergeordnete Recht beachten. Sie darf nicht gegen Vorschriften 

verstossen, die auf ihrer übergeordneten Stufe verankert sind. Einzelinitiativen haben somit das 

(zwingende) Völkerrecht, das Bundesrecht, das interkantonale und das kantonale Recht zu 

beachten. Ein Initiativbegehren, das ein generelles Verbot von Mobilfunkantennen auf 

Gemeindegebiet verlangt, verstösst gegen das Bundesrecht. Das Fernmeldegesetz verlangt, dass 

die Gemeinden den Interessen an einer qualitativ guten Mobilfunkversorgung Rechnung tragen 

müssen (BGE 133 II 321 E. 4.2.4). Der Schutz der Bevölkerung vor Immissionen (Strahlung) im 

Zusammenhang mit Mobilfunkantennen ist abschliessend im Bundesrecht geregelt und kann 

deshalb nicht Gegenstand einer kommunalen Initiative sein (VB 2009.00032). 

Bei der vorliegenden Initiative liegt kein Verstoss gegen übergeordnetes Recht vor. Die Initiative 

fordert eine Priorisierung der Zonen, in welchen visuell als solche wahrnehmbare Mobilfunk-

anlagen zulässig sind und verbietet diese nicht. Die Gemeinde Turbenthal hat mit 

Gemeindeversammlungsbeschluss vom 3. Februar 2014 die BZO mit dem in dieser Initiative 

vorliegenden Wortlaut festgesetzt. Die Mobilfunkbetreiber sind gegen die Festsetzung der BZO 

bis ans Bundesgericht gelangt. Das Bundesgericht hat mit Urteil vom 8. Januar 2019 

(1C_167/2018) den Rekurs bzw. die Beschwerde gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts des 

Kantons Zürich abgelehnt. Das Urteil ist diesem Antrag beigelegt. 

Elsbeth Kuster ist in Thalwil stimmberechtigt. Die Initiative ist somit gültig und kann den 

Stimmberechtigten an der nächst möglichen Gemeindeversammlung vorgelegt werden. 

F. Weiteres Vorgehen 

Da die vorliegende Einzelinitiative einen Gegenstand betrifft, welcher der Abstimmung durch die 

Gemeindeversammlung untersteht, unterbreitet ihr der Gemeinderat die Initiative zur 

Beschlussfassung (§ 151 Abs. 1 Gesetz über die politischen Rechte, GPR). 

Der Gemeinderat kann den Stimmberechtigten gemäss § 151 Abs. 2 GPR gleichzeitig einen 

Gegenvorschlag zur Initiative beantragen. 

Wird die Einzelinitiative in der Form des ausformulierten Entwurfs von den Stimmberechtigten 

angenommen, wird die BZO der Gemeinde Thalwil entsprechend geändert. 

Nach § 22 Abs. 2 GG kann jede stimmberechtigte Person an der Gemeindeversammlung Anträge 

zum Inhalt der Vorlage stellen. Dies bedeutet, dass die Gemeindeversammlung auf Antrag einer 

stimmberechtigten Person den Text der Einzelinitiative abändern kann. 

G. Antrag und Beschluss 

Der Gemeinderat 

beschliesst: 
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Gemeindeschreiber 
Gemeinde Thalwil 

GemeindeDräsident 

4,7( 

Märk Fankhauser scal Kuster 

17. November 2020 

Auszug aus dem Protokoll Gemeinderat 

1. Die am 2. November 2020 eingereichte Einzelinitiative «Kein flächendeckendes 5G-Netz via 

Mobilfunkantennen in Thalwil durch Änderung der Bau- und Zonenordnung» von Elsbeth 

Kuster wird für gültig erklärt. 

2. Mit der Federführung des Geschäfts wird die Planungs- und Baukommission beauftragt. 

3. Die Gemeindeversammlung findet voraussichtlich am 9. Juni 2021 statt. 

4. Gegen diesen Beschluss kann, von der Zustellung an gerechnet, beim Bezirksrat Horgen, 

8810 Horgen, wegen Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte und ihre 

Ausübung innert 5 Tagen schriftlich Rekurs in Stimmrechtssachen (§ 19 Abs. 1 lit. c i.V.m. 

§ 21 a VRG) erhoben werden. 

5. Mitteilung durch Protokollauszug an: 

a) Elsbeth Kuster, Alte Landstrasse 165, 8800 Thalwil 

b) Planungs- und Baukommission 

c) LDLZ 

d) Akten GR 

Versandt: 19. November 2020 / pku-ph 
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Kanton  Zürich 

 
ENTWURF, 11. Februar 2021 

 

ENTWURF PLANUNGS- UND BAUKOMMISSION 

 

 

Teilrevision Nutzungsplanung: Antennenanlagen 

Anpassung Bau- und Zonenordnung 

 

Öffentliche Auflage vom    ………………………….  bis …………………………. 

 

 

 

Von der Gemeindeversammlung festgesetzt am  …………………………. 

Namens der Gemeindeversammlung 

 

 

…………………………………………  ………………………………………………………. 

Der Gemeindepräsident    Der Gemeindeschreiber 

 

 

 

Von der Baudirektion genehmigt am   ………………………….  BDV Nr. …………………… 

 

 

………………………………………… 

Für die Baudirektion 

 

 



 

Teilrevision Nutzungsplanung: Antennenanlagen | Anpassung Bau- und Zonenordnung 

2 / 2 

Die Bauordnung Thalwil wird wie folgt ergänzt: 

 

ERGÄNZENDE BAUVORSCHRIFTEN 

 

 
 
Antennenanlagen 

1   Mobilfunkantennen haben grundsätzlich der Quartierversorgung zu die-
nen. In den Gewerbezonen sind überdies auch Anlagen für die kommunale 
und überkommunale Versorgung zulässig.  
 
2   Visuell als solche wahrnehmbare Mobilfunkanlagen sind nur in folgenden 
Zonen und gemäss folgenden Prioritäten zulässig:  
 - 1. Priorität:  Gewerbezonen  
 - 2. Priorität:  Zentrumszone und andere Bauzonen, in denen  
                                 mässig störende Betriebe zulässig sind  
 - 3. Priorität:  Kernzonen sowie Zonen für öffentliche Bauten, in  
   denen nur nicht störende Betriebe zulässig sind.  
 
3   Erbringt der Betreiber den Nachweis, dass aufgrund von funktechni-
schen Bedingungen ein Standort ausserhalb der zulässigen Zonen erfor-
derlich ist, ist eine Mobilfunkanlage auch in den übrigen Wohnzonen zuläs-
sig. 
  
4   Baugesuche für visuell als solche wahrnehmbare Mobilfunkanlagen im 
Bereich von Natur- und Heimatschutzobjekten sind bezüglich der Einord-
nung von einer externen Fachperson zu begutachten. 

 

 

  

neu Art. 31a 



Einzelinitiative zur Regelung des Ausbaus von Mobilfunkanlagen 
mit 5G in der Gemeinde Thalwil, verankert in der Bau- und 
Zonenordnung Thalwil 

Die in der Gemeinde Thalwil wohnhafte unterzeichnende Stimmberechtigte 

(unterstützt durch die EVP Thalwil) stellt gestützt auf §§ 146 ff. des Gesetzes über 

die politischen Rechte in der Form des ausgearbeiteten Entwurfs folgendes 

Begehren: 

Initiative: 

Kein flächendeckendes 5G- Netz via Mobilfunkantennen in 
Thalwil durch eine Änderung der Bau- und Zonenordnung 

Die Initiative fordert: 

Erweiterung der BZO, Artikel 31 A: Antennenanlagen 

Mobilfunkantennen haben grundsätzlich der Quartierversorgung zu dienen. In den 

Gewerbezonen sind überdies auch Anlagen für die kommunale und überkommunale 

Versorgung zulässig. 

Visuell als solche wahrnehmbare Mobilfunkanlagen sind nur in folgenden Zonen und 

gemäss folgenden Prioritäten zulässig: 

- 1. Priorität: Gewerbezonen 

- 2. Priorität: Zentrumszone und andere Bauzonen, in denen mässig störende 

Betriebe zulässig sind 

- 3. Priorität: Kernzonen sowie Zonen für öffentliche Bauten, in denen nur 

nicht störende Betriebe zulässig sind. 

Erbringt der Betreiber den Nachweis, dass aufgrund von funktechnischen 

Bedingungen ein Standort ausserhalb der zulässigen Zonen erforderlich ist, ist eine 

Mobilfunkanlage auch in den übrigen Wohnzonen zulässig. 

Baugesuche für visuell als solche wahrnehmbare Mobilfunkanlagen im Bereich von 

Natur- und Heimatschutzobjekten sind bezüglich der Einordnung von einer externen 

Fachperson zu begutachten. 



die Initiantin 	 Elsbeth Kuster 

Begründung: 

Über die Auswirkung der Mobilfunkantennen streiten sich Befürworter und Gegner 

seit längerem. Strahlensensitive Menschen klagen über Schlafstörungen, 

Herzbeschwerden oder Kopfschmerzen. 

Die neue 5G Technologie mit den ultrakurzwelligen Strahlen verspricht ein massiv 

schnelleres zuverlässigeres Datennetz um Haushalt- und Industriegeräten zu 

vernetzen und um Dronen oder selbstfahrenden Verkehr zu unterstützen. Dazu 

braucht es allerdings neue 5G- fähige Geräte. 

Das Unbehagen gegenüber dieser neuen Technologie steigt in grossen Teilen der 

Bevölkerung. Über die Auswirkungen auf Mensch und Natur sind noch wenig 

Langzeitdaten bekannt und die Messung der Strahlung ist schwierig und extrem 

nutzungsabhängig. 

Die Initiative will in Thalwil die Bau- und Zonenordnung (BZO) mit dem Zusatz über 

Mobilfunkantennen erweitern. Die Gemeinde Turbenthal hat in ihrer Bau- und 

Zonenordnung die Standorte der Mobilfunkantennen geregelt. Sie konnten diese 

Formulierung auch gegen die Einsprache der Mobilfunkanbieter bis vor 

Bundesgericht durchsetzen. Deshalb wird dieser Text unverändert in der 

lnitiativforderung verwendet. (Keine Verletzung des Copyrights der Gemeinde 

Turbenthal, schriftliches Einverständnis zur Verwendung des Texts vorhanden). 

Es geht in dieser Initiative nicht darum, den Mobilfunk abzuschaffen, sondern so 

gesundheitsverträglich wie möglich für alle zu gestalten. 

Als Alternative steht die Verkabelung im Vordergrund: 

Das Glasfasernetz in Thalwils Strassen ist sehr gut ausgebaut. Die Möglichkeit 

das hauseigene Netz leistungsfähiger zu verkabeln ist gegeben. Damit ist die 

Leistungsfähigkeit für Betriebe und andere Nutzer massiv besser und die 

Strahlenbelastung für die Bevölkerung und die ganze Umgebung ist minimiert. 

Wenn die Gebäudedämmung nicht mehr durchdrungen werden muss, lassen 

sich die Werte der Strahlung der Sender von Mobilfunk und Open VVireless 

beträchtlich herabsetzen. So sollen Entwicklung und Fortschritt weiterhin 

möglich sein. 

Thalwil, 02. November 2020 

Initiantin: Elsbeth Kuster, Alte Landstr. 165, 8800 Thalwil 

Tel: 044 720 78 38 / 079 522 19 28 	Mail: elsbeth.kuster@gmail.bom  



EVP Thalwil 

Elsbeth Kuster 

alte Landstr. 165 

8800 Thalwil 

Gemeinderat Thalwil 

z.Hd. Herrn P. Kuster 

alte Landstr. 110 

8800 Thalwil 

Einreichung einer Einzelinitiative zur Regelung des Ausbaus von 
Mobilfunkanlagen mit 5G 

Sehr geehrte Mitglieder des Gemeinderats, sehr geehrter Herr Kuster 

Gerne reiche ich mit Unterstützung der EVP Thalwil die „Einzelinitiative zur Regelung des 

Ausbaus von Mobilfunkantennen mit 5G in der Gemeinde Thalwil, verankert in der Bau- und 

Zonenordnung Thalwil" ein. 

Nach wie vor ist die Verunsicherung über die Auswirkungen der 5G- Strahlung auf Mensch 

und Natur in breiten Teilen der Bevölkerung vorhanden. In der Coronazeit wurde gleichzeitig 

die Wichtigkeit der guten Vernetzung mit Internet sichtbar. Die Initiative schliesst eine gute 

Vernetzung nicht aus, sie will lediglich die Belastung durch die Strahlung verringern. 

Ich bitte Sie, die Initiative auf ihre Zulassungsfähigkeit zu prüfen. Bei Fragen stehe ich Ihnen 

gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 	 Elsbeth Kuster 
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